
	
		CoverImage
	
	
		
			[image: tapafreeebook.jpg]
		

	

		
			[image: 1034.png]

			Freitag, 2. Oktober 2015 - 126. Jahrgang Nr. 32.052

			USA-Kritik und Verschwörungstheorien

			Cristinas letzter Auftritt bei der UN-Vollversammlung
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			Cristina bei ihrer 39-minütigen Rede. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Mit scharfen Worten für die „Geierfonds“ und Kritik an den USA verabschiedete sich Cristina Fernández de Kirchner von den Vereinten Nationen. Zum letzten Mal war sie als argentinische Staatschefin bei einer UN-Vollversammlung. 39 Minuten lang – 20 waren vorgesehen - konnte sie noch einmal der Weltgemeinschaft ihre Sicht der Dinge darlegen. 

			Die US-Hedgefonds, die von Argentinien die volle Zahlung seiner Verbindlichkeiten einfordern, bezeichnete Kirchner als „finanzielle Raubtiere“. Um diesen Einhalt zu gebieten, diene die Resolution zur Restrukturierung staatlicher Schulden, die die UNO vor kurzem auf argentinische Initiative hin verabschiedet hatte (wir berichteten). „Die Resolution stellt nicht nur eine Hilfe für Argentinien dar, sondern auch für den Rest der Welt“, so Kirchner. Es sei ein erster „ernsthafter Versuch, Vernunft in den internationalen Finanzsektor einzuziehen zu lassen“. 136 Länder hatten dafür gestimmt, sechs Staaten, darunter die USA und Deutschland, dagegen.

			Cristina merkte an, dass die „Geierfonds“ Komplizen in Teilen der US-amerikanischen Justiz hätten. Eine Anspielung auf den Richter Thomas Griesa, der zu Ungunsten Argentiniens geurteilt hatte. Die wirtschaftliche Realität in den USA sei, so Kirchner, alles andere als nachahmenswert: In dem Land, das den amerikanischen Traum für eine breite Mittelschicht verkörpert habe, sei der Wohlstand heute sehr ungerecht verteilt: „Ein Prozent der Bevölkerung besitzt 30 Prozent des gesamten Reichtums des Landes“, so Cristina.

			Die USA spielte auch eine Rolle in Cristinas Ausführungen zum AMIA-Attentat. So deutete sie an, dass Washington dem einstigen argentinischen Geheimdienstchef Jaime Stiuso in Florida Unterschlupf gewähre. Dieser wird mittlerweile von der argentinischen Justiz gesucht. Ihre Regierung habe von daher den US-Botschafter Noah Mamet einbestellt, um Auskunft über Stiusos Aufenthalt in den USA zu erhalten, so Kirchner.

			Cristina hatte Stiuso Ende vergangenen Jahres entlassen, da es Verdachtsmomente gab, dass der Geheimdienstler die Untersuchungen zum AMIA-Attentat von 1994 behindert habe. Kurz darauf wurde dann der AMIA-Sonderermittler Alberto Nisman tot in seinem Appartement in Puerto Madero gefunden. Für Cristina Anlass zu Verschwörungstheorien: „Im Fall Nisman gibt es erschreckende Daten über Kontakte zwischen den Geheimdiensten und den Geierfonds“, erläuterte Kirchner gegenüber der Weltgemeinschaft.

			„Ich habe immer gesagt, der AMIA-Fall ist wie ein kompliziertes Schachspiel der internationalen Politik. Heute sage ich: Er ist ein Spinnennetz, das den Interessen meines Landes zuwiderläuft. Ein Spinnennetz, in dem sich die Kleinen verfangen, aber dem die Großen entwischen“, argumentierte die Staatschefin.

			Cristina beklagte sich zudem über doppelte Moral: Einerseits kritisiere man Argentinien für sein Memorandum mit dem Iran, andererseits aber feiere man das Atom-Abkommen, das die USA und andere Mächte mit Teheran abgeschlossen haben. „Wenn wir Komplizen des Irans sind, was ist dann also Barack Obama? Mit dieser Scheinheiligkeit kann man nicht weitermachen“, so Cristina. In diesem Zusammenhang erwähnte sie auch, dass sich ein Beauftragter des Weißen Hauses an den argentinischen Außenminister Héctor Timerman mit der Bitte gewandt habe, Argentinien möge den Iran mit nuklearem Brennstoff beliefern. Als die argentinische Seite verlangt habe, dies schriftlich zu fixieren, habe man von Washingtons Unterhändler aber nichts mehr gehört.

			Kein Thema diesmal waren die Malwinen-Inseln. In ihren sieben Auftritten zuvor bei der UN-Vollversammlung hatte Cristina stets Großbritannien aufgefordert, die Souveränitätsrechte über die Inseln neu zu verhandeln.
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			Massa will in Stichwahl siegen

			FR-Chef im Gespräch mit der Auslandspresse

			[image: massa.jpg]

			Sergio Massa bei der Pressekonferenz am Montag. (Foto: mc)

			Buenos Aires (AT/mc) - „Ich bin als Einziger in der Lage, Scioli in der Stichwahl zu schlagen.“ Sergio Massa, der Chef der oppositionellen Erneuerungsfront (FR), gibt sich betont zuversichtlich, wenn es um seine Chancen geht, der nächste Präsident Argentiniens zu werden. Voraussetzung sei jedoch, dass er beim Hauptwahlgang am 25. Oktober Mitbewerber Mauricio Macri doch noch vom zweiten Platz verdrängen kann. 

			Ein solches Szenario skizzierte Massa am Montag im „Hotel Meliá“, wohin er die Auslandskorrespondenten in Buenos Aires zu einer Pressekonferenz eingeladen hatte. Das Interesse war groß. Schließlich ist es in der gegenwärtigen argentinischen Politik nicht eben üblich, dass Spitzenpolitiker ausführlich Rede und Antwort stehen.

			Dabei kritisierte der 43-jährige einstige Gefolgsmann der Kirchners seine beiden Hauptkonkurrenten Daniel Scioli und Macri, weil diese die geplante Debatte der Präsidentschaftsbewerber abgesagt haben. Nach Sciolis Rückzieher habe Macri die Gelegenheit genutzt, es dem Spitzenkandidaten des Regierungslagers gleichzutun.

			Neben aktuellen innenpolitischen Themen ging es bei dem Gespräch mit den internationalen Vertretern naturgemäß auch im außenpolitischen Belange, die im Wahlkampf momentan nur eine untergeordnete Rolle spielen. 

			Massa forderte dabei eine Neuorientierung der Koordinaten der argentinischen Außenpolitik: „Ich schlage vor, damit aufzuhören, uns mit den Bösen der Welt anzufreunden.“ Wohl eine Anspielung auf die Annäherung an den Iran, die die Kirchner-Regierung vor zwei Jahren mit ihrem umstrittenen Memorandum eingeleitet hatte, und die enge Anlehnung an Venezuela, China und Kuba.

			Der FR-Chef beklagte, dass Argentinien derzeit insgesamt keine guten Beziehungen in der Region habe. Für Massa sind aber besonders die Partnerländer im regionalen Wirtschaftsbündnis Mercosur, die für Argentinien wichtig sind. Länder wie Brasilien und Uruguay seien „natürliche Partner“ und auch der am nächsten liegende Markt. Die Integration des Mercosurs zu vertiefen, habe von daher Priorität, so Massa, der auch historische Bindungen zu Spanien und Italien pflegen möchte. Gleichzeitig sollten die Beziehungen zur Europäischen Union sowie den USA und Kanada auf eine neue Grundlage gestellt werden. Als möglichen Außenminister brachte er den einstigen Zentralbankchef Martín Redrado ins Spiel. Kabinettschef könnte der bisherige Córdoba-Gouverneur José Manuel de la Sota werden.

			Zur Überwindung der aktuellen Wirtschaftsprobleme regte Massa an, den Peso, für den es derzeit fünf verschiedene offizielle Kurse gebe, zu vereinheitlichen. Das beste Mittel gegen die vielerorts befürchtete rabiate Abwertung der Landeswährung sei eine florierende Wirtschaft, die Arbeitsplätze und neue Märkte schaffe. 

			Um dies zu erreichen, schlägt Massa eine 30-prozentige Senkung der Steuerlast vor, die auf Arbeitseinkommen und Produktion lastet. Stattdessen soll der Fiskus bei Finanzspekulationen künftig mehr kassieren. Der Präsidentschaftskandidat warb des Weiteren für mehr Investitionen in Wissenschaft und Forschung als Königsweg in die Zukunft. In diesem Zusammenhang erkannte er zwar gewisse Anstrengungen der Kirchner-Regierung an, die jedoch noch nicht ausreichend seien. Was das Schulsystem betrifft, beklagte Massa ein zunehmendes Auseinanderklaffen zwischen privaten und öffentlichen Bildungseinrichtungen. 

			Massa warb für ein konsequenten Vorgehen gegen den Drogenhandel. Haftstrafen sollten vollumfänglich verbüßt werden. Die Armee solle im Kampf gegen die Kriminalität im Land eingesetzt werden. Auch die Korruption soll unnachgiebig geahndet werden.
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			Die Woche in Argentinien

			Umfrage: Scioli vorne

			Bis zu den Wahlen am 25. Oktober sind es nur noch gut drei Wochen hin. Im Wahlkampf beginnt der Schlussspurt. Glaubt man den Meinungsforschern vom Institut CEOP hat Daniel Scioli, der Spitzenkandidat des linksperonistischen Regierungslagers, Chancen, bereits im ersten Wahlgang zu gewinnen. Der bisherige Gouverneur der Provinz Buenos Aires bringt es in der aktuellen Umfrage auf 41,6 Prozent. Sciolis ärgster Rivale Mauricio Macri, der für das Bündnis „Cambiemos“ antritt, kann hingegen nur 29,2 Prozent verbuchen. Dies würde bedeuten, dass es keine Stichwahl gebe, da Scioli mehr als 40 Prozent aufwiese und zudem mehr als zehn Prozent Vorsprung auf den Zweitplatzierten hätte. Das drittbeste Ergebnis erwarten die Meinungsforscher für Sergio Massa, den Vorsitzenden der Erneuerungsfront (FR), den sie bei 20,2 Prozent sehen. Abgeschlagen sind Margarita Stolbizer (Progressive, 4,3 %), Nicolás del Caño (Linksfront, 2,7 %) und Adolfo Rodríguez Saá (Föderales Engagement, 2,0 %). An Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner scheiden sich weiterhin die Geister. Während 50,3 Prozent der repräsentativ befragten Teilnehmer der Umfrage die Staatschefin positiv sehen, sind 46,6 Prozent genau anderer Meinung. Für die Wahlen spielt dies aber bestenfalls noch eine indirekte Rolle, da Cristina nach zwei Amtsperioden kein weiteres Mal in Folge antreten darf.

			Erfolg für De la Sota

			Erfolg für das abtrünnige peronistische Lager von José Manuel de la Sota. Bei Kommunalwahlen in der Provinz Córdoba setzten sich – zumindest in den größeren Orten – die Kandidaten des scheidenden Gouverneurs durch. In Alta Gracia gewann De la Sotas Parteigänger Facundo Torres mit 38 Prozent der Stimmen. Der bisherige Vizebürgermeister ließ somit seinem ärgsten Rivalen, dem Radikalen Leandro Morer (31 %), das Nachsehen. Abgeschlagen auf dem dritten Platz landete der Sozialist Rodrigo Martínez (5,6 %). Torres hatte de facto schon die Geschicke der Stadt gelenkt, da der vorherige Bürgermeister Walter Saieg Sicherheitsminister der Provinz wurde. In der Stadt Las Varillas, wo bislang die Radikale Bürger Union (UCR) das Sagen hatte, eroberte mit Daniel Chioccarello ein anderer Gefolgsmann De la Sotas das Bürgermeisteramt. Er erzielte 36,8 Prozent der Stimmen. Jorge Cravero, der Gegenkandidat der Radikalen, brachte es nur auf 33,6 Prozent. Das drittbeste Ergebnis erzielte Ricardo Melano (29,6 %) vom kommunalen Wahlbündnis „Alle für Las Varillas“. 

			Víctor Hugo muss zahlen

			Der Journalist Víctor Hugo Morales hat den Rechtsstreit um Übertragungsrechte gegen die „Clarín“-Gruppe verloren. Erst bestätigte der Oberste Gerichtshof das Urteil der Vorinstanz zu Gunsten des „Claríns“. Dann ordnete die Justiz auch noch die Pfändung des aktuellen Gehalts des bekannten Reporters und Moderators an. Dabei gehe es um insgesamt fast 4 Millionen Pesos, wie sich Morales in sozialen Netzwerken beklagte. Der Streit hat eine lange Geschichte: Morales hatte vor 15 Jahren in einer TV-Sendung Szenen des Weltpokalfinals zwischen Boca Juniors und Real Madrid gezeigt. Damit setzte sich der linksgerichtete Journalist nach Ansicht der Justiz über die Exklusivrechte hinweg, die die „Clarín“-Gruppe mit ihrem damaligen Bezahlfernsehen für dieses Spiel innehatte. Morales sieht sich als Opfer einer Verfolgungskampagne durch die „Clarín“-Gruppe und deren Generaldirektor Héctor Magnetto. 

			Erste Generalin

			In der argentinischen Armee wird es wohl bald die erste Generalin geben. Es handelt sich um María Isabel Pansa, die bislang als Adjutantin im Stab von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner im Rang eines Obersts tätig war. Um die Beförderung zu ermöglichen, hatte die Staatschefin eigens ein Dekret erlassen, das den Eintritt von Armeeangehörigen, die aus zivilen Berufen kommen, in den Generalstab ermöglicht. Voraussetzung ist ein Universitätsabschluss. Damit kann die 54-jährige Psychologin aufwarten. Nun muss noch der Senat Pansas Beförderung absegnen. Sollte dies erfolgen, wäre sie die erste Frau, die in die Führungsspitze der Armee aufrückt. Pansa trat den Streitkräften als zivile Angestellte 1982 bei. Seit dem Amtsantritt von Cristina als Präsidentin im Dezember 2007 dient sie in deren persönlichen Stab.

			Sanierung geplant

			Die berühmte „Confitería del Molino“ gegenüber dem Kongress der Nation soll wieder hergerichtet werden. Ein entsprechendes Dekret erließ vor wenigen Tagen Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner. Die einstige Konditorei mit den signifikanten Mühlenflügeln ist seit 1997 außer Betrieb und verfällt seitdem. Im November vorigen Jahres hatte bereits Kongress ein Gesetz zur Enteignung der bisherigen Inhaber auf den Weg gebracht. Doch das Projekt zur Sanierung des historischen Bauwerks stockte in Folgezeit. Die Federführung soll nun zunächst bei einer Sonderkommission des Kongresses liegen. Geplant ist, in dem Gebäude wieder einen Café-Betrieb einzurichten. Des Weiteren soll ein Museum sowie ein Kulturzentrum entstehen. Zudem ist geplant, einige Ergänzungsräume für den Kongress zu schaffen.

			Hohe Strafen gefordert

			Im Prozess um das Zugunglück von Once hat der zuständige Staatsanwalt Fernando Arrigo hohe Haftstrafen gefordert. So sollen die einstigen Verkehrsstaatssekretäre Ricardo Jaime und Juan Pablo Schiavi für elf Jahre bzw. zehn Jahre und zehn Monate hinter Gitter. Für die Brüder Sergio Claudio und Mario Cirigliano, die Inhaber der damaligen Bahnbetreiberfirma „Trenes de Buenos Aires“ (TBA), strebt Arrigo ein Strafmaß von zehn Jahren und elf Monaten bzw. zehn Jahren und sechs Monaten an. Ihnen wird zur Last gelegt, dass die Züge und Zuganlagen auf der „Sarmiento“-Linie zwischen Moreno und Once nicht im erforderlichen Umfang instand gehalten wurden. Eine Haftstrafe von drei Jahren und acht Monaten forderte der Staatsanwalt für den Lokführer Marcos Córdoba, da er den Unglückszug auf nachlässige Weise geführt habe. Bei dem Unglück am 22. Februar 2012 kamen 51 Menschen ums Leben, als der Zug im Bahnhof Once auf einen Prellbock auffuhr. 

			Neuer Satellit im All

			Seit Mittwoch gibt es einen zweiten argentinischen Satelliten im Weltraum. Eine Ariane-5-Rakete brachte den Arsat-2 genannten Flugkörper vom Weltraumbahnhof Kourou in Französisch-Guyana ins All. Um 17.29 uhr schoss die Rakete in die Höhe und erreichte 32 Minuten später den Bestimmungsort für den Satelliten. Von dem knapp drei Tonnen schweren Arsat-2 versprechen sich die argentinischen Auftraggeber verbesserte Datenübertragung für Internetdienste und Mobilfunkkommunikation. Der geostationäre Satellit ist das zweite Projekt dieser Art des staatseigenen Unternehmens Arsat. Bereits im Vorjahr wurde ein in Argentinien entwickelter Raumkörper erfolgreich im All platziert. Die Satelliten wurden von argentinischen Ingenieuren und Technikern entwickelt. Der Nationalstaat investierte 270 Millionen (Arsat-1) bzw. 250 Millionen Pesos (Arsat-2) in das Projekt. Ein dritter Satellit soll 2019 folgen, wie Infrastrukturminister Julio De Vido ankündigte. Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner informierte in einer im Fernsehen übertragenen Ansprache über die erfolgreiche Operation. Die Staatschefin versicherte, dass es die argentinischen Bürger seien, die von den Satelliten am meisten profitieren werden. Als Beispiel nannte sie „4G“, die Nachfolgegeneration des aktuellen Mobilfunkstandards 3G mit deutlich höheren Datenraten, deren Einsatz zukünftig durch Arsat-2 ermöglicht werden soll. (AT/mc/dpa)
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			Debatten

			Argentinische Politiker debattieren nur in seltenen Fällen im Wahlkampf, offenbar aufgrund einer gewissen Schüch-ternheit oder aus Angst vor möglichen Fehltritten. Eine Sache ist die landesübliche Politik, sich selbst darzustellen, Gegner zu kritisieren und Vorschläge zu verbreiten, die die Kandidaten von ihren Gegnern abgrenzen, und eine ganz andere Sache sind Debatten zwischen zwei oder mehr Kandidaten, die ihre Gegner angreifen, um das eigene Image zu verbessern, während sie gleichzeitig Ausrutscher vermeiden müssen.

			In angelsächsischen Demokratien, zumal in den Vereinigten Staaten, beruht die Neigung zu Debatten auf dem Schulunterricht in Gymnasien, wo die Schüler vor ihren Lehrern debattieren, was einige eventuell für eine politische Laufbahn vorbereitet. Ein Beispiel sind die seinerzeit berühmten vier Debatten der Präsidentschaftskandidaten, die 1961 der Vizepräsident Richard Nixon, später gewählter Präsident, mit dem politischen Neuling John F. Kennedy, damals Senator, führte und letzterem zum knappen Sieg verhalf. Seither sind Debatten üblich.

			Anders in Argentinien, wo die Wahldemokratie ab 1810 geboren wurde, aber erst 1852, nach der Diktatur von Gouverneur Juan Manuel de Rosas in der Provinz Buenos Aires eine liberale Verfassung von Vertretern der Gliedstaaten vereinbart wurde. Die Debatten beschränkten sich auf Senat und Deputiertenkammer, ansonsten Politiker auf den Straßen zum Volk sprachen oder mit Zeitungsartikeln und Büchern bekannt wurden und sich gegebenenfalls stritten. Aber echte Debatten gab es keine.

			Das Thema wurde in den letzten Monaten von einigen Journalisten wie Eduardo Bonelli empfohlen. Damit brachte er das Thema ins Gespräch. Im Kongress wurde ein Gesetzesprojekt eingebracht, das Debatten vorschreibt, mit ordentlichen Regeln wie den Zeitpunkt, die Dauer der Reden, deren Reihenfolge und dergleichen mehr. Das Projekt wurde dann aber plötzlich auf Eis gelegt. Es wird vermutet, dass Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner dem Kandidaten der Regierungspartei Siegesfront (FpV), Gouverneur Daniel Scioli, verboten hat, an der Debatte teilzunehmen. Beide, CFK und Scioli, dürften richtigerweise angenommen haben, dass eine solche Debatte sich weitgehend mit scharfer Kritik der Gegner erschöpft haben würde. Die Kandidaten, die zugesagt haben, sind Mauricio Macri, der anfangs zögerte, Sergio Massa, Margarita Stolbizer, Nicolás del Caño und Adolfo Rodríguez Saá.

			Sicherlich werden die Debatten dieser Kandidaten die mögliche Politik des Regierungskandidaten kritisieren und ihre eigenen Projekte vortragen, aber ohne Scioli werden sie weniger publikumswirksam sein, wobei Macri und Massa Vorrang vor den anderen in allen Umfragen genießen. Nur drei Wochen vor den allgemeinen Wahlen am 25. Oktober darf man kaum neue Akzente erwarten. Trotzdem werden die Debatten der vier Kandidaten das politische Interesse der Wählerschaft reizen.
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			FPÖ erlebt in Österreich Höhenflug

			Von Albert Otti

			Beflügelt von ihren massiven Gewinnen bei der Regionalwahl in Oberösterreich am Sonntag will die rechte FPÖ nun in zwei Wochen in Wien einen noch größeren Erfolg einfahren. „In Wien ist alles möglich“, sagte Parteichef Heinz-Christian Strache mit Blick auf die Gemeinderatswahl am 11. Oktober in der Bundeshauptstadt. Dort ist der Rechtspopulist Spitzenkandidat. Auf Wahlplakaten hat er zur „Oktober-Revolution“ aufgerufen, um erstmals seit 1945 die Sozialdemokraten aus dem Bürgermeister-Amt zu kippen.

			Die SPÖ liegt in Meinungsumfragen für Wien zwar vor der FPÖ, doch das dominierende Flüchtlingsthema könnte den Rechten am 11. Oktober wie in Oberösterreich starke Gewinne bescheren. In Wien und dem Rest Österreichs haben in den vergangenen Wochen zwar die vielen freiwilligen Flüchtlingshelfer die Berichterstattung über das Migrationsthema dominiert. Doch wer in der Straßenbahn oder in Gaststätten genau hinhörte, konnte ein ängstliches Grundgefühl bei Vielen nicht überhören. Am Sonntag wurde dieses zweite Gesicht Österreichs greifbar: Die FPÖ verdoppelte bei der Wahl zum oberösterreichischen Landesparlament ihre Stimmen auf 30,4 Prozent.

			Während Oberösterreichs ÖVP-Ministerpräsident eine Koalition mit den Rechten noch nicht ausgeschlossen hat, hat sich Wiens sozialdemokratischer Bürgermeister Michael Häupl schon klar positioniert. „Ich stelle einfach fest, dass bei den politischen Inhalten, die wir vertreten und bei den politischen Inhalten, die die FPÖ vertritt, keine Kompatibilität möglich ist“, sagte er am Montag.

			Die SPÖ rutschte in Oberösterreich gegenüber der Wahl 2009 um 6,6 Prozentpunkte auf 18,4 Prozent ab, erkannte aber an, dass das Thema Asyl und die vielen Tausende Neuankömmlinge entscheidend für den Urnengang waren. „Viele Menschen haben Angst, tiefgreifende Angst“, gab Bundesgeschäftsführer Gerhard Schmid zu. Für fast zwei Drittel der 1,1 Millionen Wähler in dem Bundesland an der bayerischen Grenze war das Thema Flüchtlinge ein wichtiges Wahlmotiv, berichteten Meinungsforscher des Instituts „Public Opinions Strategies“. Doch das Thema nützt derzeit nicht nur der FPÖ. Auch in den Niederlanden, Italien, der Schweiz oder Schweden haben Rechtspopulisten Zulauf verzeichnet.

			Obwohl am Sonntag regional gewählt wurde, war es die Bundesregierung, die in Oberösterreich abgestraft wurde. Neben der SPÖ von Bundeskanzler Werner Faymann erlitt die konservative ÖVP einen Verlust von 10,4 Prozentpunkten und fiel auf 36,4 Prozent.

			Konservative Minister der Bundesregierung hatten kurz vor der Wahl vergeblich versucht, den rechten Erfolg einzudämmen. Sie setzten Kontrollen und einen Heereseinsatz an den Grenzen durch, und sie lancierten Pläne für eine restriktivere Asylpolitik. „Wir müssen als Bundesregierung schon darüber nachdenken, dass wir die Kommunikation verbessern“, sagte Reinhold Lopatka, ÖVP-Fraktionschef im Parlament in Wien.

			Kommentatoren waren am Montag noch damit beschäftigt, Szenarien für die Wien-Wahl zu beleuchten. Dass die FPÖ drei Jahre vor der nächsten Parlamentswahl bundesweite Umfragen anführt, wird spätestens nach dem 11. Oktober stärker in den Fokus rücken. (dpa)
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			Randglossen

			In New York hielt sich Präsidentin Cristina Kirchner anlässlich der UN-Vollversammlung wie alljährlich kurz auf. Selbstverständlich wohnten sie und ihre zahlreichen Begleiter im teuersten Hotel, wo für eine Nacht 7000 Dollar bezahlt werden müssen. Typisch für die Ausgabewut der Präsidentin, die ebensogut in einem billigeren Hotels hätte logieren können wie andere Regierungschefs auch. Das gewaltige Defizit der Staatsfinanzen von etwa 6 Prozent des Bruttosozialprodukts oder mehr, das die anhaltende Inflation schürt, überlässt sie ihrem Nachfolger im Amt, derweil sich die drei führenden Kandidaten in Schweigen hüllen.

			Jaime Stiuso kannte bislang kein Mensch, war er doch im argentinischen Geheimdienst tätig. Nach dessen Umwandlung in eine Agentur mit den gleichen Aufgaben wurde der einstige Vertrauensmann des verstorbenen Präsidenten Néstor Kirchner entlassen und danach in Zusammenhang mit dem immer noch ungeklärten Tod des Sonderstaatsanwalts Alberto Nisman gebracht. Seither ist er verschwunden. Angeblich hält er sich in den USA auf, was die Präsidentin verärgert, wie sie im Fernsehsender C5N, der dem Kirchner-treuen Unternehmer Cristóbal López gehört, gestand. All das ist höchst rätselhaft, betrieb doch Stiuso seinerzeit mit Néstor Kirchner Spionage und wird jetzt von dessen Gattin Cristina abgelehnt, die der US-Regierung vorwirft, sie würde Stiuso schützen.

			Die irische Billigfluglinie Ryanair ist bekannt dafür, geltende Standards kreativ zu umgehen. Nun will der Konzern Flüchtlinge ohne Visum in die EU befördern. Das zumindest verkündete die deutsche Presseagentur dpa am Mittwoch. Wo sonst Lohn-Dumping betrieben wird, sollen jetzt hohe Geldstrafen aus purer Nächstenliebe bereitwillig in Kauf genommen werden: „Wir werden die gesamten Kosten dieses Verstoßes mit Stolz tragen“, wird Ryanairs Marketingchef Kenny Jacobs in der Meldung zitiert. Satire oder ein plötzlicher Imagewechsel? Weder noch. Die dpa war einer Falschmeldung aufgesessen. Da geteiltes Leid halbes Leid ist, haben die Kollegen von Facus, FAZ, Handelsblatt & Co. die Meldung 1:1 übernommen und rasant verbreitet.

			Einen Spaß auf Kosten der Flüchtlinge leistete sich auch ein Mann aus Meißen. Der 36-Jährige hatte einen Brandanschlag auf eine geplante Flüchtlingsunterkunft mit „Hihi richtig so. Normalerweise erst einziehen, dann abbrennen. Aber so geht es auch“ kommentiert. Die Quittung für sein fragwürdiges Vergnügen erhielt er kurz darauf: Das Amtsgericht Meißen verurteilte ihn zu einer Geldstrafe von 400 Euro. Seit wann gibt es derart menschenverachtende Kommentare zum Schnäppchen-Preis?
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 9,43, um 0,21% über der Vorwoche und um 10,10% über Ende Dezember 2014. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 33,24 Mrd., gegen u$s 33,34 Mrd. eine Woche zuvor. Die ZB musste im Spetember insgesamt u$s 1,77 Mrd. auf dem Markt verkaufen, um den Kurs zu halten. Es ist der höchste Betrag seit November 2013. Dies wurde zum grössten Teil durch Einsatz von Mitteln ausgeglichen, die aus dem Swap-Geschäft mit China stammen, die jedoch nur für Zahlungen an dieses Land eingesetzt werden können. Die Reserven haben sich somit qualitativ weiter verschlechtert. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30.9.15 bei $ 9,192, zum 30.12.15 bei $ 9,87, zum 31.3.16 bei $ 10,59 und zum 30.6.15 bei $ 11,377. Der Terminkurs per Ende August 2016 ergibt einen Jahreszinssatz von 31,27%. Der Schwarzkurs schloss zu $ 16, gegen $ 15,93 in der Vorwoche, und der Kurs, der sich aus dem Kauf und Verkauf von Dollarbonds in Buenos Aires und New York ergibt („contado con liqui“) schloss zu $ 13,96, gegen $ 13,50 eine Woche zuvor.

			*** 

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch eine Zunahme von 2,67%, und ab Ende Dezeber eine von 14,40%.

			***

			Par-Bonds in Pesos blieben in einer Woche zum Mittwoch unverändert, lagen jedoch um 32,35% über Ende 2014. Discount-Bonds in Pesos gingen in einer Woche um 3,57% zurück, verzeichnen jedoch in diesem Jahr ein Plus von 28,09%. Global Arg.2017 (in Dollar) schlossen in einer Woche mit einem Minus von 0,49% und ab Ende Dezember mit einem Plus von 14,21%. Bonar 2024 wiesen in einer Woche eine Zunahme von 0,78% aus, verloren jedoch ab Ende Dezember 2,26%. Boden 2015 wiesen in einer Woche einen Verlust von 0,10% und im Laufe dieses Jahres einen Gewinn von 7,21% aus. Die ZB kaufte am Mittwoch diese Bonds für u$s 420 Mio. Am Montag, dem 5. Oktober, müssen diese Boden 2015 in Höhe von u$s 6,3 Mrd. ausgezahlt werden. Obwohl damit spekuliert wurde, dass die Regierung einen neuen günstigeren Bonds als Tausch anbieten würde, ist dies schliesslich nicht geschehen. Der Bonds, der sich etwa je zur Hälfte im Besitz von ausländischen und inländischen Inhabern befindet, soll voll in bar bezahlt werden, d.h. mit Gutschrift auf das Konto, das der Inhaber angibt.

			***

			Gold wurde am Mittwoch in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 224,65 (Vorwoche: $ 226,85) pro Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu 320,93 (Vorwoche: $ 324,08). 

			***

			Die Regierung hat die Weisswaschung über CEDIN-Zertifikate und BAADE-Bonds, die am 30. September ablief, bis Ende Dezember verlängert.

			***

			Der EMAE-Index des Statistischen Amtes (INDEC), der eine grobe Schätzung des BIP ist, lag im Juli 2015 um 2,7% über dem gleichen Vorjahresmonat und 0,1% über Juni 2015. Im Januar betrug die interanuelle Zunahme 1,8%, im Februar 2,2%, im März 2,3%, im April 2%, im Mai 2,1% und im Juni 2,1%.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC ergibt für August eine Zunahme von 1,1% gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat, wobei August 2014 jedoch um 1,9% unter dem gleichen Monat des Jahres 2013 lag. Die ersten 8 Monate 2015 lagen um 0,8% unter der gleichen Vorjahresperiode. Das Gesamtergebnis kommt durch einen starken Rückgang bei Kfz und Stahl, und einer starken Zunahme bei Baumaterialien, en erster Stelle Zement, zustande. Es ist erstaunlich, dass die interanuelle Zunahme, die das INDEC berechnet, unter denen der privaten Quellen liegt. Für das Institut FIEL betrug die interanuelle Zunahme zum August 6,3%, und für Orlando Ferreres 1,9%.

			***

			Nach 22 Jahren wurde die Verbindung der Frachteisenbahn „Belgrano Cargas“ zum Hafen von Buenos Aires wieder hergestellt, was die Frachtkosten angeblich um 65% bis 95% verringern soll, weil die Umladung auf Lastwagen und von diesen auf Schiffe entfällt. Diese Bahn, die die Regierung mit Erneuerung der defekten Schienen und neuen Lokomotiven und Waggons wieder zu einem Pfeiler des Warentransportes aus dem Nordwesten machen soll, hat schon direkten Zugang zu den verschiedenen Häfen am Paraná-Fluss. 

			***

			Der Präsident der „Sociedad Rural Argentina“, Luis Etchevehere, erklärte, dass seit Beginn der Kirchner-Regierungen (im Mai 2003) schon 90.000 Landwirte aufgegeben haben. Vor allem bei der Milchwirtschaft hat ein bedeutender Konzentrationsprozess eingesetzt. Die Regierung setzt sich angeblich für kleine und mittlere Unternehmer ein, aber die Entwicklung geht in der Landwirtschaft in die entgegengesetzte Richtung. Bei den niedrigen Preisen, die allgemein bestehen, können nur grössere Betriebe überleben. 

			***

			Der Ausweis des Schatzamtes für Juli 2015 schliesst mit einem echten (als finanziell bezeichnetem) Defizit von $ 1,04 Mrd., und einem Überschuss von $ 971,5 Mio. beim primären Defizit, bei dem die Zinsen auf staatliche Schulden nicht berücksichtigt werden, als ob sie nicht gezahlt werden müssten. Zum Defizit muss man noch die Sparte, „Renten auf Staatseigentum“ hinzufügen, die $ 13,83 Mrd. ausmachen. Denn es handelt sich um die Abhebung des ZB-Gerwinnes, der nur buchmässig ist, weil er sich aus der Aufwertung der ZB-Reserven in Pesos ergibt. Ebenfalls handelt es sich um die Rente des Sonderfonds der ANSeS, die jedoch für die Rentner bestimmt ist und nicht für das Schatzamt. Somit liegt das wirkliche Juli-Defizit bei $ 14,87 Mrd. In 7 Monaten 2015 beträgt das ausgewiesene echte Defizit $ 108,17 Mrd., 181,2% mehr als in der gleichen Vorjahresperiode. Doch mit den Zuschüssen der ZB und der ANSeS, die als echte Einnahmen gebucht werden, obwohl es sich um Finanzierungen des Defizites handelt, gelangt man auf $ 181,63 Mrd. Somit wird das wirkliche Defizit im ganzen Jahr 2015 laut privaten Schätzungen um die $ 350 Mrd. liegen, was um die 6,5% des BIP darstellt. 

			***

			Der Exekutivdirektor der ANSeS, Diego Bossio, gab bekannt, dass sich beim Moratorium vom 10. September 552.061 neue Pensionäre eingetragen hätten. Insgesamt werden somit jetzt 8,03 Mio. Renten gezahlt, von denen 6,56 Mio. auf Pensionen und Hinterbliebenenrenten und 1,5 Mio. auf Gnadenrenten u.dgl. entfallen. Insgesamt seien jetzt 97% derjenigen, die die Pensionierunsgrenze überschritten haben (65 Jahre bei Männern und 60 Jahren bei Frauen) durch eine Rente gedeckt. Vor einem Jahrzehnt seien es nur 65% gewesen. 

			***

			Der Bundesrichter von Jachal, Provinz San Juan, hat einem Gesuch des Bergbauunternehmens Barrick Gold stattgegeben und die Aufhebung der Tätigkeit als beendet erklärt. Gouverneur José Luis Gioja erklärte, das Problem sei überwunden worden. Das Unternehmen hat sich verpflichtet, Sicherheitsmassnahmen zu treffen, damit sich die Verschüttung von Zyanid, das in den Fluss Potrerillos floss, nicht wiederholt. Barrick hatte zugegeben, dass über eine Million Liter von Wasser mit Zyanid verschüttet wurden. Angeblich handelt es sich um ein Versagen der Angestellten von Barrick, die dafür zuständig waren. Der Richter Pablo Ortija erklärte, jetzt müsse der Schaden festgestellt werden, den die Bevölkerung der Gegend erlitten habe. Experten weisen darauf hin, dass das Dorf Jachal 150 km vom Ort der Verschüttung entfernt ist, wobei das Zyanid kaum bis dorthin gelangt. Die Provinzregierung ist besonders an der Überwindung des Problems interessiert, weil Barrick mit der Gebühr von 3% auf den Umsatz, die an die Provinz geht, sehr wichtig für die Provinzfinanzen ist. Ebenfalls hat das Unternehmen eine bedeutende Wirkung auf die ganze Wirtschaft von San Juan, weil Zulieferanten, Transportunternehmen u.a. für Barrick tätig sind und die Belegschaft ihr Einkommen in der Provinz ausgibt.

			***

			Das Unternehmen Energía, Gas y Petroleo de Neuquén, das der Provinzverwaltung von Neuquén gehört, hat sich mit der Firma Oilstone zusammengeschlossen, um sieben Erdöllager auszubeuten, die das Unternehmen im Dezember von YPF erhalten hat, im Rahmen eines Tausches gegen Gebiete, die dem Provinzunternehmen zugeteilt worden waren. Oilsone hat sich jetzt verpflichtet, u$s 15 Mio. zu investieren, und ist dabei mit 40% am Gemeinschaftsunternehmen beteiligt. 

			***

			Das vor drei Jahren eingeleitete Programm für sozialen Wohnungsbau Pro.Cre.Ar zählt seither mit l94.000 begonnenen und zum Teil fertiggestellten Wohnungen, die subventionierte Kredite der ANSeS für $ 94,8 Mrd. beansprucht haben. In 167.327 Fällen handelt es sich um Einzelwohnungen (auf eigenem Grundstück) und in weiteren 29.331 Fällen um Wohnungen im Rahmen von 79 Gesamtprojekten für Wohnungsviertel. 

			***

			Die Industrie beschäftigte laut INDEC im 2. Quartal 2015 1,22 Mio. Menschen, nur 17.326 mehr als im 2. Quartal 2011. Das ist für die Regierung, die die Industrie zum Antriebsfaktor der Wirtschaft gestempelt hat, enttäuschend. Dabei gab es bei der Kfz-Industrie, deren Zulieferanten, der Stahlindustriem der Textilindustrie und der Traktorenindustrie Abnahmen. Zunahmen weisen hingegen die Milchindustrie, die Kunststoffindustrie und die Pharmaindustrie auf, ebenso wie die Bauwirtschaft, der Handel, der Tourismus, die Finanzwirtschaft. Am stärksten war die Zunahme bei der privaten Erziehung, mit plus 13,3% auf 479.435 Menschen. Das stellt den staatlichen Schulen jedoch ein schlechtes Zeugnis aus.

			***

			In diesem Jahr, bis zum 11. September, hat die Nationalregierung Titel in Pesos für insgesamt $ 97,41 Mrd. untergebracht, und Titel in Dollar für u$s 4,42 Mrd. Bei den Pesobonds waren es $ 48,98 Mrd. in Bonac, $ 21,81 Mrd. in BNA, 13,69 Mrd. in Bonad und $ 12,93 Mrd. in Schatzscheinen. Bei den Dollarbonds entfallen u$s 1,95 Mrd. auf ZB-Wechsel, u$s 1,83 Mrd. auf Bonar 20124, u$s 508 Mio. auf einen ANSeS-Wechsel und u$s 135 Mio. auf andere Titel. 

			***

			Die argentinische Bautenkammer (CAC, Cámara Argentina de la Construcción) hat anlässich der Tagungen über Infrastruktur, die in Córdoba stattgefunden haben, ihre Sorge über die hohe Schuld zum Ausdruck gebracht, die des Strassenbauamt „Vialidad Nacional“ mit den Unternehmen aufweist, die Strassen gebaut oder repariert haben. Die Schuld beträgt insgesamt um die $ 60 Mrd., was drei Mal dem Budget des Amtes für 2015 entspricht. Vom Gesamtbetrag entfallen $ 11 Mrd. auf verfallene Schulden, $ 40 Mrd. auf ausstehende Zahlungen für Bauarbeiten, die schon vollendet wurden, und $ 25 Mrd. auf Ausschreibungen, die noch ausstehen. Im Juli hat die Strassenbaudirektion den Unternehmen mitgeteilt, dass die angekündigten Ausschreibungen einstweilen aufgehoben werden, was auch diejenigen einschliesst, bei denen das Verfahren schon eingeleitet worden sei. 

			***

			Die monetäre Expansion, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 18.9.15 um 38,12%, wobei der Banknotenumlauf um 36,66% zunahm. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, stieg in der gleichen Periode um 34,46%. Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen um 34,75% auf $ 1,13 Bio., und die gesamten Bankkredite in Pesos um 31,23% auf $ 735,80 Mrd. Die Depositen stiegen stärker als die Kredite, weil die Banken Lebac-Wechsel von der ZB gekauft haben.

			***

			Im August 2015 reisten 2,56 Mio. Passagiere von argentinischen Flughäfen ab, 10,8% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Betreiber Aeropuertos Argentina 2000. 1,59 Mio. Passagiere, 14,2% mehr als im Vorjahr, entfielen auf Inlandsflüge, und 0,94 Mio., 4,7% über dem Vorjahr, auf Auslandsreisen. 

			***

			Der Umsatz der Supermärkte lag im August mit $ 20.035 Mio.  um 27,9% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet das INDEC. Zu konstanten Werten (also in Mengen) ergab sich dabei eine Zunahme von 10,4%. Die Preise lagen durchschnittlich um 15,8% über dem Vorjahr, was auf die einzelnen Preiserhöhungen und auch auf eine Veränderung des Warenorbes, mit mehr billigen Produkten, zurückzuführen ist. 

			***

			Bei den Shopping-Centers lag der Umsatz im August 2015 um 20,9% über dem gleichen Vorjahresmonat. Die Preise lagen durchschnittlich um 13% über dem Vorjahr, so dass sich eine reale Umsatzzunahme (in Mengen) von 7% ergibt. Hier wirkte sich einmal der zurückgebliebene Wechselkurs aus, da viele Produkte importiert sind, aber auch eine Änderung der Zusammensetzung der Käufe.

			*** 

			Der Verband der Tankstellenunternehmen CECHA gab bekannt, dass die Zahl der Tankstellen von 6.366 im Jahr 1999 um 30,4% auf jetzt 4.429 zurückgegangen ist. Dabei ist der Bestand an Kfz in der gleichen Periode von 10,15 Mio. auf 13,58 Mio. gestiegen.

			***

			Die Kammer der Geflügelzüchter schätzt die Eierproduktion für dieses Jahr auf 12 Mrd. Stück, 2% mehr als im Vorjahr. Davon sollen 7% exportiert werden. Der interne Konsum liegt bei 261 Eir jährlich pro Kopf, 65% über 2003, als es nur 159 Eier waren.

			***

			Die Löhne des Haushaltspersonals müssen ab September um 21% und dann ab Dezember um weitere 7% (bezogen auf den Lohn vom August) erhöht werden, so dass es insgesamt 28% sind. Auf diese Zulagen haben sich die zuständige Gewerkschaft und zwei Verbände, die angeblich in diesen Fall die Arbeitgeber vertreten haben (über die nichts weiteres bekannt wurde) geeinigt. Bisher wurden diese Löhne direkt vom Arbeitsministerium festgesetzt. Es ist das erste Mal, dass es hier eine paritätische Lohnverhandlung gab. Die Gewerkschaft hatte zunächst 25% ab 1. September und zusätzlich 10% ab 1. Januar gefordert. Der Mindestlohn für Personal, das 8 Stunden pro Tag arbeitet und nicht beim Arbeitgeber wohnt, steigt somit von $ 4.185 ab September auf $ 5.065 und ab Dezember auf $ 5.358. Bei Stundenarbeit steigt der Lohn pro Stunde von $ 33 auf $ 40. 

			***

			Die ZB erhielt bei der Ausschreibung von Lebac-Wechseln vom Dienstag Offerten für $ 14,79 Mrd., von denen fast alle angenommen wurden. Da gleichzeitig bestehende Lebac für $ 13,05 Mrd. verfielen, verblieb eine Nettoaufnahme von $ 113 Mio. Der gesamte Lebac-Bestand der ZB übersteigt $ 340 Mrd. und ist in 12 Monaten per Ende September 2015 um ca. $ 100 Mrd. gestiegen. Vom Bestand verfallen 30% in ein bis vier Monaten und 44% in 3 bis 6 Monaten. Die Zinsen betrugen bei Lebac auf 98 Tage 26,04%, und bei 119 Tagen 26,35%, und dann jeweils mehr bei längeren Fristen, bis auf 28,52% bei 252 Tagen. Bei Lebac in Dollar betrugen die Offerten u$s 219 Mio., die alle angenommen wurden. Von diesen Wechseln verfielen $ 216 Mio. Die Zinsen lagen zwischen 3,25% bis 4,2% jährlich.

			***

			Der Konsum von Düngemitteln wird dieses Jahr 2,5 Mio. Tonnen betragen, gegen 3,12 Mio. Tonnen 2014, hat der Verband „Fertilizar“ geschätzt. Somit sinkt der Verbrauch auf den Stand von 2008. Allein im 1. Halbjahr lag der Umsatz von Düngemitteln in Mengen um 27% und in Werten um 29% unter dem Vorjahr. Der Verband weist darauf hin, dass 2014 nur 30% der Nährstoffe durch Düngung ersetzt wurden, die die einzelnen Kulturen dem Boden entziehen. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die brasilianische ZB verfügt über Devisenreserven von ca. u$s 370 Mrd., die dem Import von etwa anderthalb Jahren entsprechen. Der Hinweis auf diesen Umstand durch ZB-Präsident Alexandre Tombini hatte Ende der Vorwoche die sofortige Wirkung, den Wechselkurs von 4,25 Real pro Dollar auf unter 4 Real zu drücken. Die ZB hätte gewiss schon vorher die Kurshausse bremsen können, zog es jedoch vor, den Kurs zunächst steigen zu lassen, um das Zahlungsbilanzproblem zu erleichtern. Die ZB-Reserven sind von u$s 198,78 Mrd. Ende Dezember 2008 stufenweise bis auf u$s 350 Mrd. Ende 2011 gestiegen, und liegen seither leicht darüber.

			***

			Die Kurse des brasilianischen Mineralölkonzerns Petrobras durchlaufen derzeit einen rapiden Wertverlust. Bis zum 23.09. war der Wert des an der Börse gehandelten Unternehmens auf 99,68 Mrd. Reais (rund E 22 Mrd.) abgesackt. Zum ersten Mal seit dem Börsengang im Jahr 2005 sank der Wert damit unter die Grenze von 100 Mrd. Reais. (Brazil News)

			***

			Für den geplanten Nicaraguakanal müssten im Süden des mittelamerikanischen Landes etwa 27 000 Menschen umgesiedelt werden. Das geht aus dem Umwelt- und Sozialgutachten hervor, das am 24. September teilweise vorgestellt wurde. Der Einfluss der Wasserstraße, die auch über den Nicaraguasee führen soll, auf das Ökosystem sei minimal, sagte der Vizepräsident der verantwortlichen Firma HKND. «Wir haben den See ausführlich untersucht und um ehrlich zu sein: Dieser See ist schon krank und ohne den Kanal oder Aktionen der Regierung könnte er umkippen.» Der Nicaraguasee ist das wichtigste Süßwasserreservoir der Region und Lebensgrundlage zahlreicher Menschen. Das chinesische Unternehmen HKND will neben der neuen Wasserstraße zur Verbindung des atlantischen mit dem pazifischen Ozean zwei Häfen, einen internationalen Flughafen, Fabriken und eine Freihandelszone errichten. Trotz des offiziellen Baubeginns im Dezember vergangenen Jahres kommt das Vorhaben, das u$s 50 Mrd. beanspruchen soll, kaum voran. Kritiker bezweifeln die Machbarkeit und warnen vor Umweltschäden. Auch die Finanzierung des Projekts und die Entschädigung der Anwohner ist noch unklar. (dpa)

			***

			Die Regierung von Mexiko hat letzte Woche drei der fünf verfügbaren Erdöl- und Gasreserven zugeteilt. Es war die zweite Ausschreibung, seit lokale und ausländische Unternehmen auf dem Erdölsektor zugelassen wurden. Bis vor kurzem hatte die staatliche Pemex ein Monopol. Die letzten Zuteilungen erfolgten an die italienische ENI, ein Gemeinschaftsunternehmen der argentinischen Pan American Energy und E&H Hidrocarburos y Servicios, und ein weiteres aus dem USA-Unternehmen Fieldwood Energy und der mexikanischen Petrobal. Insgesamt sind fünf Auschreibungsrunden vorgesehen, so dass noch drei fehlen.

			***

			Die mexikanische Regierung hat den Zollsatz für Stahlimporte aus Ländern, mit denen kein Freihandelsabkommen besteht, wie besonders China, von 10% auf 15% erhöht. Von 2005 bis 2014 waren die Stahlimporte aus China um 353% gestiegen.

			***

			Die brasilianische ZB hat für August ein primäres Defizit der Staatsfinanzen von 7,31 Mrd. Real bekanntgegen (umgerechnet u$s l,83 Mrd.), gegen 10,01 Mrd. Real im Juli und einer Erwartung der privaten Wirtschaftler für August von 14,45 Mrd.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Telecom

			Dieses lokale Telefonunternehmen hat im 1. Halbjahr 2015 einen Umsatz von $ 18,5 Mrd. erreicht, 19% über dem Vorjahr, und ein EBIDTA (Gewinn vor Abschreibungen und Zinsen) von $ 5,1 Mrd., 25% über dem Vorjahr.

			Bioceres

			Dieses Unternehmen, das sich der Biotechnologie widmet und in Rosario ansässig ist, hat die Unterbringung von Aktien für u$s 81 Mio. an der Börse von New York eingeleitet. Die Firma ist mit Arcadia Biosciences, Dow und Verdeca verbunden, und hat eine Sojabohne entwickelt, die eine hohe Widerstandsfähigkeit gegen Dürre und salzige Böden aufweist.

			Compañía General de Combustibles

			Dieses Erdölunternehmen, dass früher zum Soldati-Konzern gehörte und jetzt vom Flughafenbetreiber Eduardo Eurnekian kontrolliert wird, hat die Endeckung eines neuen Gaslagers in der Provinz Santa Cruz bekanntgegeben. Die Bohrung „Morena Sur“ ergab zunachst ca. 100.000 cbm pro Tag. Die Firma teilte auch mit, dass sie noch in diesem Jahr zwei weitere Vorhaben zur Erhöhung der Gasförderung in Gang setzen wird.

			Nissan

			Die japanische Nissan Motor Coporation hat den Kauf der lokalen Nissan Motor Argentina abgeschlossen, die dem Importeur und Partner (seit 2012) gehörte. Diese Übernahme ist eine Folge des Entschlusses der Firma, in Argentinien auch Automobile und Nutzfahrzeuge zu erzeugen und das lokale Geschäft dabei allein zu verwalten. Im April 2015 hat Nissan eine Investition von u$s 600 Mio. angekündigt, um ab 2018 „pick ups“ herzustellen.

			Arcor

			Luis Pagani, Geschäftsführer und Hauptaktionär dieses grossen lokalen Lebensmittelkonzerns, gab bekannt, dass das Unternehmen dieses Jahr u$s 100 Mio. in eine Fabrik von Fruchtzucker aus Mais investieren werde. Bisher sind auf diesem Gebiet Refinerías de Maiz und Ledesma, jetzt mit einem Partner, tätig. Arcor zählt mit 40 Fabriken, davon 30 in Argentinien, 5 in Brasilien, 3 in Chile und je eine in Peru und in Mexiko. Insgesamt beschäftigt das Unternehmen ca. 20.000 Personen und hat einen Jahresumsatz von umgerechnet u$s 3,2 Mrd. Die Firma weist für die letzten drei Jahre Exporte von u$s 320 Mio. jährlich aus, nachdem es vor drei Jahren noch u$s 350 Mio. waren. Arcor ist der grösste Produzent von Süssigkeiten in Argentinien und auch in Südamerika.

			Techint

			Paolo Rocca, der den Techint-Konzern kontrolliert, gab bekannt, dass er dieses Jahr insgesamt u$s 600 Mio. in Argentinien investieren werde. Er wies dabei besonders auf das Projekt von Tecpetrol hin, das die Ausbeutung im Lager von Fortín de Piedra, im Gebiet von Vaca Muerta, in Betrieb genommen habe, und ausserdem eine erfolgreiche Versuchsbohrung in Mendoza vollzogen habe. Rocca wies auch auf grosse Schwierigkeiten des Konzerns hin. Er wies auf das weltweite Überangebot auf dem Stahlsektor hin, das seine in Ternium zusammengefassten Stahlbetriebe betrefffe, und auch auf Tenaris, die Fabriken von nahtlosen Stahlröhren zusammenfasst, die hauptsächlich für die Erdölwirtschaft bestimmt seien. Diese Firma sei indirekt von der Erdölbaisse betroffen, so dass die Fabrik in Campana (von Siderca), die 70% ihrer Produktion exportiere, gegenwärtig nur zu 30% ausgelastet sei.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Das Grundproblem: die Rolle des Staates in der argentinischen Wirtschaft

			Die politische Diskussion, die in diesen Tagen auf Hochtouren läuft, geht am Kernproblem vorbei, das jetzt entschieden werden muss, nämlich die Rolle des Staates in der Wirtschaft, was sich einmal auf die Staatsquote bezieht, also auf den Anteil der Staatsausgaben am Bruttoinlandsprodukt, und dann auf die Art der staatlichen Intervention. Wenn man sich an die Aussagen der drei Hauptkandidaten hält, so plädieren alle für mehr Staat, und unterscheiden sich wirtschaftspolitisch nur durch nebensächliche Aspekte. 

			Die Regierung hat die Diskussion mit Mauricio Macri, ihrem Hauptwidersacher, auf das Thema Korruption verlagert, womit die echten Probleme, um die es jetzt geht, unter den Tisch fallen. Sie kreidet ihm als Regierungschef der Stadt Buenos Aires immer mehr krumme Geschäfte an. Die eigene Korruption, die sowohl in einer phantastischen Bereicherung von CFK, ihrer Familie und zahlreicher Regierungsmitglieder über allerlei illegale Vorgänge, sowie in der Aufwendung von Milliardenbeträgen für Regierungspropaganda (und für Scioli) besteht, und von der Staatskasse finanziert wird, soll dabei bagatellisiert werden, etwa mit dem Argument, dass Korruption eben eine unvermeidliche Begleiterscheinung der Politik ist und überall besteht. Politik ist gewiss teuer, und Wahlkampagnen sind es noch mehr. Dass das Geld dabei zum grossen Teil über korrupte Machenschaften aufgebracht wird, ist kaum zu vermeiden. Doch eine Sache ist es, für die Politik zu stehlen, und eine ganz andere ist es, Politik zu machen, um sich persönlich zu bereichern, wie es bei der K-Regierung die Regel ist. Inbezug auf Korruption besteht zwischen CFK und Macri ein qualitativer Unterschied, aber nicht zuletzt auch ein quantitativer: die Millionen, um die es bei Macri geht, sind etwas ganz anderes als die Milliarden, um die es sich bei CFK handelt. Doch all dies sagen weder Macri noch seine Parteigänger. CFK ist es gelungen, ihn in eine defensive Lage zu versetzen und die Diskussion über ihre Megakorruption zu verharmlosen.

			Das Kirchner-Modell ist am Ende angelangt

			Nun zurück zum Thema Staat. Das sogenannte „Modell“ der Kirchners beruht grundsätzlich auf einem grossen Staat, der nicht nur viel mehr Geld für soziale Zwecke ausgibt als vorangehende Regierungen, sondern allgemein unverantwortlich viel Geld ausgibt, auch zunehmend als Unternehmer tätig ist und einen Interventionismus betreibt, der sehr in Einzelheiten geht und störend wirkt. Es ist, wie es der Wirtschaftler Wilhelm Röpke vor 70 Jahren definiert hat, eine „nicht konforme Invervention“, weil sie Verzerrungen schafft, die dann immer weitere Inverventionsmassnahmen fordern. Eine „konforme Intervention“ ist nach dieser Auffassung eine solche, die dazu bestimmt, eventuell Verzerrungen zu überwinden, so dass sich weitere Interventionen erübringen.

			CFK stellt stets den Gegensatz zwischen einer Wirtschaft mit starker staatlicher Intervention und einem wilden Kapitalismus ohne staatliche Präsenz auf, etwa wie der Frühkapitalismus im 19. Jahrhundert, den es in Argentinien gewiss nicht gibt. Es besteht wohl ein ungeordneter Kapitalismus, zu dem der Staat auch beiträgt. Doch grundsätzlich war der Staat immer schon sehr präsent, besonders auf dem Gebiet der Sozialpolitik, auch bei Regierungen, die als liberal eingestuft werden. Es ist nicht so, dass alles von Perón geschaffen wurde. Unter Aramburu (1956 bis 1958) wurde der Familienlohn eingeführt, unter Onganía (1966 bis 1970) wurden die gewerkschaftlichen Sozialwerke eingeführt, u.s.w. 

			Dabei geht CFK an der wirklichen Problematik vorbei, und rechtfertigt absurde Fehlinvestitionen, wie Tecnópolis, der Konzertsaal im Postgebäude, das Wärmekraftwerk in Rio Turbio und unzählige andere. Auch die gefährliche Aufblähung der Staatsausgaben nimmt sie nicht zur Kenntnis. Ebenfalls weist sie auf fragwürdige Leistungen der Staatsunternehmen hin, aber nicht auf deren gigantische finanziellen Defizite, die der Staatskasse zur Last fallen, angefangen mit Aerolineas Argentinas. Das Motto „so viel Markt wie möglich und so viel Staat wie notwendig“ kehrt sie um, in „so viel Staat wie möglich und so viel Markt wie unvermeidlich“.

			Wirtschaftsminister Axel Kicillof bereichert dieses Konzept jetzt noch mit seinem Hyperkeynesianismus. Der „grosse Staat“ soll dazu beitragen, die Nachfrage auf einem hohen Niveau zu halten, als Grundvoraussetzung für eine wachsende Wirtschaft, die auch Investitionen anregt. Dabei vergisst er, dass Keynes hohe Staatsausgaben als Ausgleich für fehlende prívate in der Krisensituation der 30er Jahre befürwortete, und in guten Jahren zu einem Ausgleich mit Staatsfinanzen mit Überschuss riet. Letzteres fällt jedoch schwer, und nicht nur in Argentinien. Immer mehr Staaten haben somit in guten und schlechten Jahren eine Schuldenlast aufgebaut, die jetzt unerträglich geworden ist. Der Keynesianismus hat sich totgelaufen. Jetzt muss man sich viel mehr bei Joseph Schumpeter inspirieren, der die Rolle des dynamischen Unternehmers in den Vordergrund gestellt hat, und im weiteren Sinn, die Effizienzdynamik. Die technologische Revolution hat dazu geführt, dass die Weltwirtschaft jetzt viel mehr auf den Gedanken von Schumpeter als von Keynes beruht. Kurioserweise sind beide im gleichen Jahr geboren, das auch das Todesjahr von Karl Marx war. Peter Drucker meinte, bei einem Vergleich der beiden, Keynes sei intelligent, Schumpeter jedoch weise gewesen. 

			In Argentinien wurde die Staatsschuld durch den Default und die Umschuldung von 2005 und 2010 zunächst stark verringert, was CFK als „Entschuldungspolitik“ bezeichnet und als grosse Leistung hinstellt. Gleichzeitig wurde die Staatsschuld von ausländischen Gläubigern auf staatliche Ämter verlegt (vornehmlich ZB und ANSeS), wobei die innerstaatliche Schuld einen ganz anderen Charakter hat. Denn einmal wird sie automatisch erneuert, und dann würde sie bei einer Vereinheitlichung der Staatskasse verschwinden. 

			Doch in letzter Zeit wurden auch immer mehr neue Staatspapiere in Dollar ausgegeben, die von lokalen Banken, zum Teil auch von lokalen Anlegern und solchen, die im Ausland wohnhaft sind, gezeichnet werden. Die Staatsschuld steigt auf alle Fälle wieder, und zu hohen Zinsen, die nicht sein sollten, wenn die Konflikte mit den Holdouts u.a. gelöst würden. Und um die Aufnahme neuer Kredite in Grenzen zu halten, wird einmal eine Beschränkung des Bankkredites als monetärer Ausgleich eingesetzt, und dann schliess-lich zur nackten monetären Expansion gegriffen. Doch all dies sind kurzfristige Manöver, die nicht ewig weitergeführt werden können. Wir stehen unmittelbar vor dem Ende des „Modells“.

			Die unerlässliche Verringerung der Staatsausgaben

			Die Staatsquote muss sine qua non verringert werden, und das lässt sich gewiss machen, aber nicht ohne dabei vielen Gruppen auf die Zehe zu treten. CFK weist darauf hin, dass die Opposition dies durch Streichung von Sozialausgaben vollziehen will. Gewiss müssten bestimmte Sozialausgaben, wie die reinen Subventionen, die im Krisenjahr 2002 geschaffen wurden und als zeitlich beschränkte Krisenmassnahmen gedacht waren, gekürzt werden. Doch Renten, Kindergelder, Arbeitslosensubventionen und auch Finanzierung von Wohnungen für Familien, die sonst keinen Zugang zu Wohnungen haben, ebenso wie die staatliche Betreibung von unentgeltlichen Hospitälern und Schulen, all das bleibt, und muss nur verbessert werden.

			Die Verringerung der Staatsausgaben bezieht sich an erster Stelle auf die überhöhte Beamtenschaft, an zweiter auf Staatsinvestitionen und an dritter auf Staatsunternehmen. Doch damit die überflüssigen Staatsangestellten abgebaut werden können, muss erreicht werden, dass die Privatwirtschaft Arbeitsplätze schafft, was in den letzten Jahren nur in sehr geringem Ausmass der Fall war. Schon vor den Kirchners waren die damals 2,4 Mio. Staatsangestelllten, die es beim Nationalstaat, den Provinzen, und den Gemeinden, plus den Staatsunternehmen gab, viel zu viel. Jetzt sind die 3,5 Mio., die es gibt, heller Wahnsinn. Dabei muss man auch berücksichtigen, dass die Computer- und Informatikrevolution auch beim Staat Arbeitsplätze spart und noch sparen kann, und auch, dass viele Bereiche der staatlichen Tätigkeit mit Vorteil auf Privatunternehmen verlegt werden können, wie es schon Menem erfolgreich mit Häfen, Flughäfen und Überlandstrassen getan hat. Doch um Arbeitsplätze bei der Privatwirtschaft zu schaffen, die den Abbau im staatlichen Bereich ausgleichen, muss die bestehende beschäftigungsfeindliche Arbeitsgesetzgebung revidiert werden.

			Bei staatlichen Investitionen müssen einmal Prioritäten festgesetzt werden, an zweiter Stelle muss es gute Projektstudien geben, was prívate Mitwirkung erfordert, und an dritter muss die Finanzierung gesichert werden, um finanziell bedingte Verzögerungen zu vermeiden, die die Kosten stark in die Höhe treiben. Viele öffentliche Investitionen haben aus diesem Grund zwei und drei Mal so viel gekostet, als sie kosten sollten. Das sind in der Praxis Milliardenbeträge, auch in Dollar, die vergeudet werden. In diesem Sinn muss ein Investitionsobjekt nach dem anderen, und nicht zu viele gleichzeitig, wie es besonders jetzt der Fall ist, vollzogen werden. Es muss wieder eine auf mehrere Jahre programmierte Staatsinvestition geben, wie sie unter Martinez de Hoz und auch unter Menem und Cavallo eingeführt, aber dann nicht eingehalten wurde. Auch muss eine höhere Finanzierung durch die Weltbank und die Interamerikanische Entwicklungsbank erreicht werden. Auch chinesische und russische Kredite (wie sie bei Wasserkraftwerken und Eisenbahnen gewährt wurden) sind willkommen. Hierzu sei bemerkt, dass die Weltbank prinzipiell die Projekte, die sie mitfinanziert, eingehend studiert und somit zur Wirtschaftlichkeit bei der Durchführung entscheidend beiträgt. Hier sei auch darauf hingewiesen, dass es positiv ist, dass die russische Bank, die zur Finanzierung des Wasserkraftwerkes Chihuidos (in Neuquén) beiträgt, eine ständige Prüfung durch die Firma KPMG gefordert hat, die gegenwärtig in Einzelheiten redigiert wird.

			Staatsunternehmen und Privatisierungen

			Schliesslich kommt noch die Frage der Staatsunternehmen auf. Gewiss kann man Aerolineas Argentinas nicht wieder privatisieren, aus dem einfachen Grund, dass sich keine Käufer dafür finden. Doch man kann das Unternehmen gewiss stark rationalisieren, u.a. mit Abschaffung von bestimmten Flügen ins Ausland, die andere Gesellschaften auch bieten, und die hohe Verluste verursachen. Bei YPF liegt der Fall so, dass es formell kein Staatsunternehmen ist, sondern eine normale AG mit einer knappen staatlichen Mehrheit. Das ist gut so und sollte beibehalten werden, wobei die privaten Aktionäre nicht vergessen sollten, dass sie dabei eine entscheidende Rolle spielen und die Leitung des Unternehmens nicht aus dem Auge verlieren müssen. Ein Unternehmen, dass so stark von der staatlichen Politik abhängt, die die Rahmenbedingungen bestimmt, führt bei privater Mehrheit zu Konflikten. YPF hat eben nicht das Ziel der Gewinnmaximierung, wie ein normales Privatunternehmen, sondern der möglichst hohen Versorgung des Binnenmarktes mit Erdöl und Gas, und auch von deren Produkten (Benzin, Dieseltriebstoff u.a.), um den Import zu verringern. Was Enarsa betrifft, das von Néstor Kirchner geschaffene staatliche Energieunternehmen, so muss es aufgelöst werden, da es keinen vernünftigen Sinn hat und viel Geld kostet.

			Grundsätzlich geht es jetzt bei der Privatisierungsproblematik um allerlei öffentliche Dienste, die in den 90er Jahren in Konzession an Privatunternehmen vergeben wurden. Das damalige Schema, bei dem die privaten Besitzer auch für Investitionen aufkamen, lässt sich nicht wieder einführen, weil, nach der Erfahrung mit den Regierungen von Duhalde und den Kirchners, die die Konzessionsverträge einseitig aufhoben, keine Sicherheit für dieses Kapital geboten werden kann. Ein neues Privatisierungsschema muss auf staatlichen Investitionen beruhen, bei denen der prívate Betreiber jedoch ein Mitspracherecht haben muss, weil er besser als die Beamten weiss, was notwendig ist. Doch die reine Betreibung und auch die Instandhaltung, die erste Priorität haben muss (was bei staatlicher Verwaltung nie der Fall ist), auch vor Investitionen, sollten voll privat sein, mit klaren Regeln über Tarife und Subventionen, die in vielen Fällen unerlässlich sind, um soziale Tarife beizubehalten. Die U-Bahn der Stadt Buenos Aires ist ein klares Beispiel, wie dies funktioniert. Leider sagt Macri jedoch nichts über diesen Fall, bei dem die Zusammenarbeit zwischen dem Stadtstaat und dem privaten Betreiber friedlich und erfolgreich ist. Hingegen hat Minister Randazzo diesen Punkt bei den Eisenbahnen nicht geklärt. Neue chinesische Waggons wurden bei den Vororteisenbahnen eingesetzt, auch die Schienen wurden teilweise erneuert, aber die reine Betreibung, die jetzt weitgehend staatlich ist, lässt zu wünschen übrig.

			Das Problem bei staatlicher Verwaltung von Unternehmen besteht in der Schwierigkeit, effizient zu sein. Die private Leitung ist dynamisch, die staatliche bürokratisch, wobei es auch unvermeidlich ist, dass bei staatlicher Betreibung die Politik störend wirkt. Bei privater Verwaltung geht es um das Ergebnis, also den guten Dienst und die Kontrolle der Kosten, so dass auch ein Überschuss verbleibt. Bei der staatlichen geht es um die Achtung von Formalitäten, die bei Entscheidungen, besonders denen, die nicht verzögert werden können, störend wirken. CFK weist ständig darauf hin, dass der Staat bei seinen Unternehmen auch effizient sein kann. Aber sie irrt, weil sie Effizienz mit Resultaten verwechselt, die dank hoher staatlicher Zuschüsse erreicht wurden. So hat die prívate Aguas Argentinas die Staatskasse nicht belastet und mit den verfügbaren Mitteln plus einem Kredit von u$s 700 Mio., den sie bei ausländischen Banken aufgenommen hat (den die K-Regierungen unbezahlt liessen) das Unternehmen von Grund auf erneuert und den Dienst erweitert, während die staatliche AYSA, die bei der Rückverstaatlichung entstand, zwar hohe Investitionen aufweisen kann, aber auch ein phänomenales Betriebsdefizit, das es vorher nicht gab, alles auf Staatskosten. Als erstes hat AYSA um die tausend zusätzliche Angestellte aufgenommen, die nicht notwendig waren, die schliesslich das Schatzamt bezahlt hat. 

			Schlussfolgerungen

			Der Staat muss einmal verkleinert werden, um das untragbare Defizit auszumerzen, und dann, um die übertriebene Steuerlast senken zu können. Es besteht kein Zweifel, dass die Exportzölle verringert und in vielen Fällen abgeschafft werden müssen, dass das steuerfreie Minimum und die progressive Skala der Inflation angepasst werden müssen, und dass die Steuerbilanzen inflationsberichtigt werden müssen, wie es von 1978 bis 1991 der Fall war. Auch bei Provinzen und Gemeinden müssen die Steuersätze revidiert werden. Doch all das geht nur mit einem anderen Staatskonzept, nämlich mit einer geringeren Staatsquote und einer qualitativ anderen Intervention, bei der Staat und Privatwirtschaft zusammen arbeiten und nicht als Gegner betrachtet werden, wie es bei den Kirchners der Fall ist, allerdings mit Ausnahme der K-Unternehmer, denen üppige Geschäfte zugeschanzt werden, was auch in das Kapitel Korruption gehört. Siehe besonders Lázaro Báez und Cristóbal López.

			Grundsätzlich muss dabei das Effizienzkonzept verstanden werden, das CFK und ihrer Mannschaft fremd ist. Und wie weit es Macri und Massa begreifen, sei dahingestellt. Denn keiner von beiden redet darüber, auch wenn die notorische Ineffizienz der K-Regierungen ihnen viel Material bietet, das sie politisch ausschlachten könnten.

		

	